Gemeinderat


17. Wahlperiode


11. Sitzung vom 1. Februar 2002


Sitzungsbericht





(Beginn um 9.01 Uhr.)








Vorsitzende: Die GRe Rudolf Hundstorfer, Josefa Tomsik, Mag Heidemarie Unterreiner und Günther Reiter.


Schriftführer: Die GRe Franz Ekkamp, Volkmar Harwanegg, Helga Klier, Marianne Klicka, Rudolf Klucsarits, Robert Parzer, Brigitte Reinberger, Mag Thomas Reindl, Mag Heidrun Schmalenberg, Claudia Sommer-Smolik, Rudolf Stark, Erich VALENTIN, Renate Winklbauer und Inge Zankl.


Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer eröffnet die Sitzung.


1. Entschuldigt sind die GRe Georg Fuchs, Günter Kenesei, Josef Rauchenberger und Barbara Schöfnagel, StRin Mag Maria Vassilakou sowie zeitweilig GRin Susanne Jerusalem. 


2. In der Fragestunde werden vom Vorsitzenden GR Rudolf Hundstorfer folgende Anfragen aufgerufen und von den Befragten beantwortet:


1. Anfrage (FSP/00348/2002/0002-KSP/GM) GR Peter Juznic an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr: 


Wie aus den Aussendungen zu Ihrer Pressekonferenz mit Architekt Arribas zu entnehmen ist, steht der Umbau des Schwarzenbergplatzes bevor. Innerhalb welchen Zeithorizonts ist die Umgestaltung dieses so wichtigen Verkehrsknotenpunkts vorgesehen?


2. Anfrage (FSP/00510/2002/0002-KGR/GM) GRin Marie Ringler an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft:


Herr Kulturstadtrat, Sie haben als Ihr zentrales politisches Motto die Ausschreibung von Leitungspositionen im Kulturbereich definiert. Nun wurde im Dezember 2001 die Direktion der Freien Bühne Wieden neu ausgeschrieben und mit dem früheren Interimsleiter Gerald Szyszkowitz besetzt. Welche Verfahrensweise wurde bei dieser Ausschreibung gewählt, wer war in der Jury und wer wurde in die Entscheidung einbezogen?


3. Anfrage (FSP/00509/2002/0002-KVP/GM) GRin Ingrid Korosec an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport:


Werden Sie den einkommensschwachen Wienerinnen und Wienern auf Grund des kalten Winters 2001/2002 neben der Heizbeihilfe für Sozialhilfeempfänger einen außerordentlichen Heizkostenzuschuss auszahlen?


4. Anfrage (FSP/00508/2002/0002-KFP/GM) GR Dr Helmut GÜNTHER an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke:


Wann erwarten Sie, dass der "Meinungsbildungsprozess" bezüglich der Fahrpreiserhöhung bei den Wiener Linien dazu führen wird, dass die Wiener Linien bei Ihnen einen Preiserhöhungsantrag einbringen werden?


5. Anfrage (FSP/00507/2002/0003-KSP/GM) GRin Mag Sonja Ramskogler an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen:


Was halten Sie von den kommerziell ausgerichteten Nabelschnurblutbanken?


3. (AST/00541/2002/0002-KVP/AG) In der Aktuellen Stunde findet auf Antrag des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien eine Aussprache über das Thema "Die Zukunft der Sofiensäle – ein kultureller Auftrag für Wien" statt.


(Redner: Die GRe Dr Matthias Tschirf und Mag Christoph Chorherr, StR Johann Herzog sowie die GRe Ernst Woller und Marie Ringler, StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer sowie die GRe Heinz Christian Strache und Andreas Schieder.)


4. Von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus wurden 8, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 2 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 8 schriftliche Anfragen eingebracht:


(PGL/00460/2002/0001-KGR/GF) Anfrage des GR Mag Rüdiger Maresch an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, betreffend die Sammlung und Entsorgung von Alt-Speiseöl.


(PGL/00460/2002/0002-KGR/GF) Anfrage des GR Mag Rüdiger Maresch an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, betreffend Kanalnetzausbau im 22. Bezirk.


(PGL/00460/2002/0003-KGR/GF) Anfrage des GR Mag Rüdiger Maresch an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, betreffend Streusplitt auf öffentlichen Flächen.


(PGL/00460/2002/0004-KGR/GF) Anfrage des GR Mag Rüdiger Maresch an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, betreffend ehemaliges Stromamt.


(PGL/00460/2002/0005-KGR/GF) Anfrage des GR Mag Rüdiger Maresch an die amtsführenden Stadträte der Geschäftsgruppen Umwelt sowie Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, betreffend Nutzwasserverwendung in Wien.


(PGL/00460/2002/0006-KGR/GF) Anfrage des GR Mag Rüdiger Maresch an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, betreffend Verlagsserie "Umweltmusterstadt Wien" im Standard, Dezember 2001 und Jänner 2002.


(PGL/00460/2002/0007-KGR/GF) Anfrage des GR Mag Rüdiger Maresch an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, betreffend Problemstoffsammlung von Altbatterien und Altmedikamenten in Wien.


(PGL/00460/2002/0008-KGR/GF) Anfrage des GR David Ellensohn an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, betreffend den Verkauf von Gemeindewohnungen.


(PGL/00704/2002/0001-KVP/GF) Anfrage des GR Robert Parzer an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, betreffend bestehende und geplante Lieferverträge der Wiener Wasserwerke mit den Umlandgemeinden.


(PGL/00704/2002/0002-KVP/GF) Anfrage der GRinnen Ingrid Lakatha und Ingrid Korosec an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport, betreffend Wiener Pensionisten-Wohnhäuser – Rechnungslegungspflicht.


(PGL/00690/2002/0001-KFP/GF) Anfrage der GRe Mag Helmut Kowarik, Mag Heidrun Schmalenberg und Heinz Christian Strache an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen, betreffend EU-weite Zuschüsse für Heilbehelfe und Hilfsmittel.


(PGL/00690/2002/0002-KFP/GF) Anfrage der GRe Dr Herbert Madejski und Josef Wagner an die amtsführenden Stadträte der Geschäftsgruppen Stadtentwicklung und Verkehr sowie Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung, betreffend bestandssichernde Widmung in Gebieten des Weltkulturerbes.


(PGL/00690/2002/0003-KFP/GF) Anfrage der GRe Mag Heidemarie Unterreiner, Mag Gerald Ebinger und Mag Harald STEFAN an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft, betreffend Kosten der Kunsthalle Wien.


(PGL/00690/2002/0004-KFP/GF) Anfrage der GRe Brigitte Reinberger, Kurth-Bodo Blind, Mag Heidrun Schmalenberg und Barbara Schöfnagel an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, betreffend Streusplittentfernung.


(PGL/00690/2002/0005-KFP/GF) Anfrage der GRe Brigitte Reinberger, Kurth-Bodo Blind, Mag Heidrun Schmalenberg und Barbara Schöfnagel an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt betreffend Schutzhüttensanierung.


(PGL/00690/2002/0006-KFP/GF) Anfrage der GRe Rudolf Stark und Dr Wilfried Serles an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, betreffend Eichung von Glücksspielautomaten.


(PGL/00690/2002/0007-KFP/GF) Anfrage der GRe Heinz Christian Strache, Mag Heidemarie Unterreiner, Mag Gerald Ebinger und Mag Harald STEFAN an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft, betreffend Errichtung eines Wiener Mahnmals für die österreichischen Opfer des Kommunismus und Stalinismus auf Grund eines bereits einstimmig beschlossenen Antrags.


(PGL/00690/2002/0008-KFP/GF) Anfrage der GRe Mag Hilmar Kabas, Rudolf Stark und Dr Wilfried Serles an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, betreffend Angaben über Einsparungen.


(PGL/00460/2002/0009-KGR/MDGF) GR Mag Mag Rüdiger Maresch sowie Freundinnen und Freunde haben eine an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtete Anfrage, betreffend Bau und Finanzierung einer dritten Müllverbrennungsanlage (MVA) in Wien, eingebracht und gemäß § 37 der Geschäftsordnung die dringliche Behandlung verlangt.


An schriftlichen Anträgen wurden eingebracht: Von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 3 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 5: 


(PGL/00460/2002/0010-KGR/GAT) Der Antrag der GRin Claudia Sommer-Smolik, betreffend Erhöhung der Jahressubvention 2002 an den Verein ECHO, wird dem GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zugewiesen.


(PGL/00460/2002/0011-KGR/GAT) Der Antrag des GR David Ellensohn, betreffend das Unterbinden der missbräuchlichen Weitergabe von Gemeindewohnungen durch deren Hauptmieter, wird dem GRA für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung zugewiesen.


(PGL/00460/2002/0012-KGR/GAT) Der Antrag des GR Mag Rüdiger Maresch, betreffend Fairtrade Blumen, wird dem GRA für Umwelt zugewiesen.


(PGL/00690/2002/0009-KFP/GAT) Der Antrag des GR Dr Helmut GÜNTHER, betreffend Unterstützung für den Verband der Öffentlichen Wirtschaft und Gemeinwirtschaft Österreichs (VÖWG), wird dem GRA für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugewiesen.


(PGL/00690/2002/0010-KFP/GAT) Der Antrag der GRin Mag Heidrun Schmalenberg, betreffend Kostenbeiträge in Spitalsambulanzen, wird dem GRA für Gesundheits- und Spitalswesen zugewiesen.


(PGL/00690/2002/0011-KFP/GAT) Der Antrag der GRe Heinz Christian Strache, Mag Heidemarie Unterreiner, Mag Gerald Ebinger und Mag Harald STEFAN, betreffend Errichtung eines Mahnmals zur Erinnerung an die Vertreibung, Enteignung und Ermordung von Millionen Altösterreichern deutscher Muttersprache aus den angestammten Heimatländern auf dem Gebiet der ehemaligen Österreichisch-Ungarischen Monarchie, wird dem GRA für Kultur und Wissenschaft zugewiesen.


(PGL/00690/2002/0012-KFP/GAT) Der Antrag der GRe Mag Heidemarie Unterreiner, Heinz Christian Strache und Dr Herbert Madejski, betreffend Erhaltung der historischen Kandelaber am Schwarzenbergplatz, wird den GRAen für Kultur und Wissenschaft sowie Stadtentwicklung und Verkehr zugewiesen.


(PGL/00690/2002/0013-KFP/GAT) Der Antrag der GRe Ing Herbert RUDOLPH und Dr Herbert Madejski, betreffend das Bauprojekt "Gürteldreieck", wird dem GRA für Stadtentwicklung und Verkehr zugewiesen.


5. Folgende Anträge des Stadtsenats werden gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung ohne Verhandlung angenommen, wobei Vorsitzende GRin Josefa Tomsik feststellt, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist: 


(00189/2002-GIF, P 1) Die Änderung der Satzungen der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien wird genehmigt.


(00119/2002-GIF, P 3) Die Subvention für das Jahr 2002 an den Verein "Sprungbrett – Mädchenberatung, Mädchenbildung, Mädchenforschung" in der Höhe von 94 950 EUR (1 306 540,49 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist im Voranschlag 2002 auf Haushaltsstelle 1/4692/757 gegeben.


(00125/2002-GIF, P 8) Die Subvention für das Jahr 2002 an den Verein "Tamar – Beratungsstelle für misshandelte und sexuell missbrauchte Frauen und Mädchen" in der Höhe von 68 590 EUR (943 818,97 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist im Voranschlag 2002 auf Haushaltsstelle 1/4692/757 gegeben.


(00018/2002-GJS, P 10) Die MA 53 wird ermächtigt, mit der Fernsehfilmproduktion Dr Heinz Scheiderbauer Gesellschaft mbH, 17, Dornbacher Straße 88, betreffend die Produktion und Ausstrahlung von 560 wien-spezifischen Programmminuten in der TV-Sendung "Hello Austria – Hello Vienna" auf Grund des vorgelegten Angebots vom 29. November 2001 einen entsprechenden Vertrag abzuschließen. Der auf das Verwaltungsjahr 2002 entfallende Betrag von 508 704 EUR ist auf Haushaltsstelle 1/0150/728 bedeckt. Für die Bedeckung des restlichen Erfordernisses ist in den Folgejahren Vorsorge zu treffen.


(00019/2002-GJS, P 11) Die Subvention an das Wiener Volksliedwerk zur Unterstützung seiner Tätigkeit im Jahr 2002 laut Magistratsbericht in der Höhe von 128 000 EUR (1 761 318,40 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/2720/757 gegeben.


(00021/2002-GJS, P 12) Die Subvention an den Verband Wiener Volksbildung zur Durchführung von Bildungsprojekten im Jahr 2002 laut Magistratsbericht in der Höhe von 182 000 EUR (2 504 375 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/2720/757 gegeben.


(00023/2002-GJS, P 14) Die Subvention an den Verband Wiener Volksbildung zur Durchführung von Instandhaltungsarbeiten an den Volksbildungsbauten der Stadt Wien als Fortsetzung des laufenden Sanierungsprogramms im Jahr 2002 laut Magistratsbericht in der Höhe von 654 055 EUR (8 999 993 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/2720/777 gegeben.


(00036/2002-GJS, P 19) Den nachstehend angeführten Sportorganisationen und sonstigen Institutionen werden aus den Sportförderungsmitteln 2002 folgende Subventionen gewährt:


1. Wiener Landessportorganisation�zur Fachverbands- und Leistungs-sportförderung und Fahrtkosten-zuschüsse 2002�









240 000 EUR�
�
2. Wiener Fußball-Verband�zur Unterstützung von nichtsport-platzbesitzenden Wiener Fußballvereinen�






28 504 EUR�
�
3. Enterprise Sport Promotion GesmbH�für die Durchführung des 19. Vienna �City Marathons 2002�






43 604 EUR�
�
�
312 108 EUR�
�
Die finanzielle Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/2690/757 im Voranschlag 2002 gegeben


(00049/2002-GJS, P 21) Die Subvention an den Verein "Interaktives Kindermuseum im Museumsquartier ZOOM" zur Unterstützung der Aktivitäten 2002 laut Magistratsbericht in der Höhe von 363 364,17 EUR (5 000 000 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3811/757 gegeben.


(00065/2002-GKU, P 23) Der Arbeitsgemeinschaft der Wiener Bezirksmuseen wird für das Jahr 2002 zur Fortführung ihrer verdienstvollen Arbeit eine Subvention von 177 000 EUR (entspricht 2 435 573,10 ATS) gewährt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3600/757, zu Lasten des Voranschlags 2002, gegeben.


(00067/2002-GKU, P 24) Dem Magistrat wird laut Magistratsbericht für die Förderung von Aktivitäten der Wiener Bezirksmuseen, insbesondere für Projektförderungen, ein Rahmenbetrag von 87 000 EUR (entspricht 1 197 146,10 ATS) zur Verfügung gestellt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3600/757, zu Lasten des Voranschlags 2002, gegeben.


(00061/2002-GKU, P 25) Dem Magistrat wird laut Magistratsbericht für die Gewährung von Druckkostenbeiträgen ein Rahmenbetrag in der Höhe von 204 000 EUR (entspricht 2 807 101,20 ATS) zur Verfügung gestellt, der auf Haushaltsstelle 1/3300/755, zu Lasten des Voranschlags 2002, gegeben ist.


(00063/2002-GKU, P 26) Dem Magistrat wird laut Magistratsbericht für die Gewährung von Subventionen, die der Literaturförderung dienen, ein Rahmenbetrag in der Höhe von 184 000 EUR (entspricht 2 531 895,20 ATS) zur Verfügung gestellt, der auf Haushaltsstelle 1/3300/757, zu Lasten des Voranschlags 2002, gegeben ist.


(00076/2002-GKU, P 27) Dem Magistrat wird laut Magistratsbericht für die Gewährung von Subventionen, die der Literaturförderung für Literaturveranstaltungen dienen, ein Rahmenbetrag in der Höhe von 73 000 EUR (entspricht 1 004 501,90 ATS) zur Verfügung gestellt, der auf Haushaltsstelle 1/3813/757, zu Lasten des Voranschlags 2002, gegeben ist.


(00057/2002-GKU, P 29) Die Subvention an den Verein Ensemble 20. Jhdt in der Höhe von 18 000 EUR (entspricht 247 685,40 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3220/757, zu Lasten des Voranschlags 2002, gegeben.


(00059/2002-GKU, P 30) Die Subvention an den Verein Wiener Akademie für die Konzerte in Wien in der Höhe von 51 000 EUR (entspricht 701 775,30 ATS) für 2002 wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3220/757, zu Lasten des Voranschlags 2002, gegeben.


(00073/2002-GKU, P 31) Die Subventionen für die Wiener Lied Projekte 2002 an 


Voice Mania Kulturverein�



14 500 EUR�



(199 524,35 ATS)�
�
Wiener Volksliedwerk�



50 800 EUR�



(699 023,24 ATS)�
�
Österreichisches Volksliedwerk�



14 500 EUR�



(199 524,35 ATS)�
�
Kulturverein Narrendattel�



7 200 EUR�



( 99 074,16 ATS)�
�
Verein Gamsfilm–Film- und Musikproduktion�






21 800 EUR�






(299 974,54 ATS)�
�
werden genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3813/757, zu Lasten des Voranschlags 2002, gegeben.


(00089/2002-GKU, P 32) Die Umwidmung eines Teils der Subvention des Herbstfestivals 2001 an die Musikalische Jugend Österreichs in der Höhe von 83 600 EUR (entspricht 1 150 361,08 ATS) wird genehmigt.


(00030/2002-GKU, P 33) Dem Wiener Tourismusverband wird für das Jahr 2002 aus dem Erträgnis der Ortstaxe ein Betrag in der Höhe von 7 630 000 EUR (entspricht 104 991 089 ATS) genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/7712/757 gegeben.


(00070/2002-GKU, P 34) Die Subvention an den Wiener Tourismusverband für das Jahr 2002 in der Höhe von 5 414 000 EUR (entspricht 74 498 264,20 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/7712/757 gegeben.


(00068/2002-GKU, P 36) Laut Magistratsbericht werden dem Österreichischen Filmmuseum folgende Subventionen gewährt:


1) eine Jahressubvention für das Jahr 2002 in der Höhe von 508 710 EUR (entspricht 7 000 002,21 ATS)


2) ein Entschuldungsbeitrag im Jahr 2002 in der Höhe von 145 346 EUR (entspricht 2 000 004,56 ATS).


Der Betrag von 160 000 EUR (entspricht 2 201 648 ATS) ist auf Haushaltsstelle 1/3710/757 im Voranschlag 2002 bedeckt. Der Restbetrag von 494 056 EUR (entspricht 6 798 358,78 ATS) ist auf Haushaltsstelle 1/3813/757 im Voranschlag 2002 bedeckt


(00080/2002-GKU, P 38) Für die Instandsetzung der angeführten Objekte werden die folgenden Subventionen (Gesamtsumme 2 473 472,83 EUR - entspricht 34 035 728,18 ATS) genehmigt. 


3, Baumgasse 20�
254 354,92 EUR�
�
5, Margaretengürtel 76�80�
41 323,23 EUR�
�
6, Mollardgasse 87�
388 102,95 EUR�
�
8, Lange Gasse 53, Hoffassade�
14 534,57 EUR�
�
11, Simmeringer Hauptstraße 234, Lueger-Kirche, 2. BT�



1 000 000,00 EUR�
�
11, Simmeringer Hauptstraße 234, Toranlage 2. Tor�



140 927,16 EUR�
�
12, Steinbauergasse 36�
54 601,64 EUR�
�
13, Wolkersbergenstraße 1, �Zaunanlage�



27 332,25 EUR�
�
14, Waidhausenstraße, Statue�
14 534,57 EUR�
�
19, Krapfenwaldgasse 65-73�
266 563,96 EUR�
�
22, Moissigasse 21, Gänsehäufel�
200 000,00 EUR�
�
23, Atzgersdorfer Friedhof, �Kriegerdenkmal�



29 410,70 EUR�
�
23, Perchtoldsdorfer Straße 2�
41 786,88 EUR�
�
Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3630/772 gegeben. Für die Bedeckung der allenfalls im laufenden Jahr nicht zur Auszahlung kommenden Beträge ist in den Voranschlägen der Folgejahre Vorsorge zu treffen.


(00087/2002-GKU, P 39) Für die Instandsetzung der angeführten Objekte werden die folgenden Subventionen (Gesamtsumme 5 029 981,67 EUR – entspricht 69 214 056,77 ATS) genehmigt. 


1, Am Gestade 3–7�
29 505,17 EUR�
�
1. Am Hof 5�
37 935,22 EUR�
�
1, Freyung 6 – Konventhof�
290 691,34 EUR�
�
1, Graben 27 – 28, Passage�
160 679,64 EUR�
�
1, Kärntner Straße 8�
127 758,84 EUR�
�
1, Kurrentgasse 12�
56 539,46 EUR�
�
1, Parkring 18�
162 205,77 EUR�
�
1, Petersplatz, Kirche, Fassade�
434 074,84 EUR�
�
1, Postgasse 4�
34 882,96 EUR�
�
2, Taborstraße 10, Fassade�
661 395,46 EUR�
�
3, Mohsgasse 3�
67 077,03 EUR�
�
4, St. Elisabeth-Platz, Kirche�
67 949,10 EUR�
�
4, Schleifmühlgasse 20�
160 824,98 EUR�
�
4, Schlüsselgasse 2�
127 904,19 EUR�
�
4, Schönbrunner Straße 5�
63 225,37 EUR�
�
4, Wiedner Hauptstraße 82, Kollegium�
248 177,73 EUR�
�
5, Franzensgasse 21�
45 711,21 EUR�
�
5, Storkgasse 15�
27 073,54 EUR�
�
6, Schmalzhofgasse 1�
38 516,60 EUR�
�
7, Gardegasse 6�
70 601,66 EUR�
�
7, Kirchengasse 28�
137 642,35 EUR�
�
7, Mechitaristengasse 7�
19 985,03 EUR�
�
7, Mentergasse 9�
73 021,66 EUR�
�
8, Florianigasse 70, Pfarrhof�
109 299,94 EUR�
�
8, Jodok-Fink-Platz, Piaristenkirche�
251 412,98 EUR�
�
9, Porzellangasse 22, 22 A�
89 024,22 EUR�
�
9, Säulengasse 18�
11 191,62 EUR�
�
9, Währinger Straße 23�
133 209,31 EUR�
�
10, Keplerplatz, Kirche�
35 922,18 EUR�
�
10, Klederinger Straße 169�
37 717,20 EUR�
�
11, Enkplatz, Kirche, 2. BA�
159 880,24 EUR�
�
13, Trauttmansdorffgasse 42�
18 894,94 EUR�
�
13, Würzburggasse 35�
22 673,92 EUR�
�
14, Fenzlgasse 65–67�
297 122,79 EUR�
�
14, Penzinger Straße 25, Hoffassaden�
246 375,44 EUR�
�
15, Rauchfangkehrergasse 26, �Brenner-Wohnung�



29 178,14 EUR�
�
18, Bischof-Faber-Platz, �Kirche, Turmhelm�



174 414,80 EUR�
�
18, Kreuzgasse 72–74, Remise �Halle 1 + 2�



42 411,87 EUR�
�
18, Kreuzgasse 72–74, Remise Halle 3�
9 491,07 EUR�
�
19, Am Leopoldsberg, Kirche�
23 691,34 EUR�
�
19, Greinergasse 27�
18 749,59 EUR�
�
19, Silbergasse 35, Kirche�
145 345,67 EUR�
�
23, Rodauner Kirchenplatz, Pfarrhof�
30 595,26 EUR�
�
Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3630/778 gegeben. Für die Bedeckung der allenfalls im laufenden Jahr nicht zur Auszahlung kommenden Beträge ist in den Voranschlägen der Folgejahre Vorsorge zu treffen.


(00072/2002-GKU, P 40) Die Subvention an den Kunstverein O.F.F. für die Eröffnung des Kulturinstituts in New York 2002 in der Höhe von 73 000 EUR (entspricht 1 004 501,90 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3813/757, zu Lasten des Voranschlags 2002, gegeben.


(00091/2002-GKU, P 41) Die Umwidmung der Subvention von 2001 auf 2002 an den Kunstverein O.F.F. in der Höhe von 109 009,25 EUR (entspricht 1 499 999,98 ATS) wird genehmigt.


(00052/2002-GKU, P 42) Die Subvention an den Verein ARBOS für die Durchführung des europäischen und internationalen Gehörlosentheaterfestivals in Wien sowie die Abhaltung der internationalen Gehörlosentheater-Konferenz im Jahr 2002 in der Höhe von 43 603,70 EUR (entspricht 600 000 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3813/757, im Voranschlag 2002, gegeben.


(00266/2002-GSV, P 46) In Festsetzung des Flächenwidmungsplans und des Bebauungsplans für das im Antragsplan Nr 7392 mit der rot strichpunktierten Linie umschriebene Gebiet zwischen Olympiaplatz, Linienzug 1-6, Vorgartenstraße, Linienzug 7-10, Handelskai und Meiereistraße im 2. Bezirk, KatG Leopoldstadt werden unter Anwendung des § 1 der BO für Wien folgende Bestimmungen getroffen:


I.


Der bisher gültige Flächenwidmungsplan und Bebauungsplan verliert seine weitere Rechtskraft.


II.


1. Die roten Planzeichen gelten als neu festgesetzt.


Für die rechtliche Bedeutung der Planzeichen ist die beiliegende "Zeichenerklärung für den Flächenwidmungsplan und den Bebauungsplan" (§§ 4 und 5 BO für Wien) vom 1. September 1996 maßgebend, die einen Bestandteil dieses Beschlusses bildet.


2. Für die Querschnitte der Verkehrsflächen gemäß § 5 Abs 2 lit c der BO für Wien wird bestimmt, dass bei einer Straßenbreite unter 10,00 m entlang der Fluchtlinien Gehsteige mit je mindestens 0,8 m bei einer Straßenbreite unter 16,0 m entlang der Fluchtlinien Gehsteige mit je mindestens 1,5 m Breite und bei einer Straßenbreite ab 16,0 m entlang der Fluchtlinien Gehsteige mit je mindestens 2,0 m Breite herzustellen sind.


In der Engerthstraße ist Vorsorge zu treffen, dass die Pflanzung einer beidseitigen Baumreihe möglich ist.


3. Bestimmungen gemäß § 5 Abs 4 der BO für Wien für das gesamte Plangebiet, ohne Plandarstellung:


Einfriedungen an seitlichen und hinteren Grundgrenzen von Liegenschaften im Bauland, für die die gärtnerische Ausgestaltung unbebauter Grundflächen angeordnet ist, dürfen 2,0 m nicht überragen und ab einer Höhe von 0,5 m den freien Durchblick nicht hindern.


Im gesamten Plangebiet darf bei den zur Errichtung gelangenden Gebäuden, soweit nichts anderes bestimmt ist, der höchste Punkt des Dachs nicht höher als 4,5 m über der tatsächlich errichteten Gebäudehöhe liegen.


Für den Bereich nördlich der Achse Engerthstraße (Hochwasserkante) sind unterirdische Baulichkeiten nur bis zu 3,68 m unter Wiener Null zulässig.


4. Besondere Bestimmungen gemäß § 5 Abs 4 der BO für Wien mit Plandarstellung:


Auf allen Flächen im Bauland, für die die gärtnerische Ausgestaltung (G) vorgeschrieben ist, sind bei unterirdischen Bauten Vorkehrungen zu treffen, dass für das Pflanzen von Bäumen ausreichende Erdkerne vorhanden bleiben.


Auf den mit BB1 bezeichneten Flächen ist die Unterbrechung der geschlossenen Bauweise zulässig.


Innerhalb der als Bauland gewidmeten und mit G BB2 bezeichneten Flächen ist die Errichtung von unterirdischen Bauten nicht zulässig.


Die mit G BB3 bezeichneten Bereiche sind gärtnerisch auszugestalten, sofern sie nicht für Stellplätze, Rangier- oder Manipulationszwecke benötigt werden.


In den mit BB4 bezeichneten Bereichen im Bauland/Wohngebiet sind die Dachflächen gemäß dem Stand der technischen Wissenschaften als begrünte Flachdächer auszubilden.


Auf den mit BB5 bezeichneten Flächen ist für einen öffentlichen Durchgang ein Raum mit einer Mindestbreite von 5,0 m und einer lichten Mindesthöhe von 4,0 m von jeder Bebauung freizuhalten und die Benützung des Durchgangs zu dulden.


In dem mit BB6 bezeichneten Bereich im Bauland Wohngebiet ist an der Baulinie die Anordnung von Fenstern von Aufenthaltsräumen von Wohnungen im Erdgeschoss gegen die öffentliche Verkehrsfläche unzulässig.


In dem mit BB7 bezeichneten Bereich ist eine Grundfläche zur Errichtung und Duldung eines mindestens 1,5 m breiten öffentlichen Fuß- und Radwegs von jeder Bebauung freizuhalten.


In dem mit BB9 bezeichneten Bereich im Grünland/Parkschutzgebiet sind Gebäude mit Nutzung gemäß § 6 Abs 2 der BO für Wien mit einer maximalen Gebäudehöhe von 5,5 m zulässig.


Gemäß § 4 Abs 3 der BO für Wien wird bestimmt:


Für die mit BB8 bezeichneten Bereiche wird eine gesonderte Widmung für zwei übereinanderliegende Räume derart festgesetzt, dass der bis zur Brückenkonstruktionsunterkante reichende Raum der öffentlichen Verkehrsfläche, der Raum darüber dem Verkehrsband zugeordnet wird.


(00150/2002-GSV, P 47) In Festsetzung des Flächenwidmungsplans und des Bebauungsplans für das im Antragsplan Nr 7401 mit der rot strichpunktierten Linie oder den in roter Schrift als "Plangebietsgrenze" bezeichneten Fluchtlinien umschriebene Gebiet zwischen Josef-Flandorfer-Straße, Herrenholzgasse, Linienzug 1-3 (Regnerweg), Kummergasse, Brünner Straße, Linienzug 4-6 (Marchfeldkanal, Tulzergasse), Linienzug 6-8, Linienzug 8-9 (Luckenschwemmgasse), Johann-Weber-Straße und Jedlersdorfer Straße im 21. Bezirk, KatG Stammersdorf werden unter Anwendung des § 1 der BO für Wien folgende Bestimmungen getroffen:


I.


Die bisher gültigen Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne verlieren, soweit sie innerhalb des gegenständlichen Plangebiets liegen, ihre weitere Rechtskraft.


II.


1. Die roten Planzeichen gelten als neu festgesetzt.


Für die rechtliche Bedeutung der Planzeichen ist die beiliegende "Zeichenerklärung für den Flächenwidmungsplan und den Bebauungsplan" (§§ 4 und 5 BO für Wien) vom 1. Oktober 2001 maßgebend, die einen Bestandteil dieses Beschlusses bildet.


2. Für die Querschnitte der Verkehrsflächen gemäß § 5 (2) lit c der Bauordnung für Wien wird bestimmt, dass bei einer Straßenbreite unter 10,0 m Gehsteige mit insgesamt mindestens 2,0 m Breite, bei einer Straßenbreite von 10,0 m bis unter 16,0 m Gehsteige mit insgesamt mindestens 3,0 m Breite und bei einer Straßenbreite ab 16,0 m Gehsteige mit jeweils mindestens 2,0 m Breite herzustellen sind.


Die Querschnitte des Theumermarkts, der Kummergasse zwischen der Felix-Slavik-Straße und der Lazarsfeldgasse, der Dattlergasse zwischen der Felix-Slavik-Straße und des Regnerwegs, sowie der Felix-Slavik-Straße sind so zu gestalten, dass die Pflanzung beziehungsweise Erhaltung zweier Baumreihen ermöglicht wird. Die Querschnitte der Jedlersdorfer Straße, Johann-Weber-Straße und Josef-Flandorfer-Straße sind so zu gestalten, dass die Pflanzung beziehungsweise Erhaltung mindestens einer Baumreihe ermöglicht wird.


3. Gemäß § 5 (4) der Bauordnung für Wien wird für das gesamte Plangebiet ohne eigene Kennzeichnung im Plan bestimmt:


Für alle Gebäude bis zu einer Gebäudehöhe von 7,5 m wird bestimmt: Flachdächer bis zu einer Dachneigung von 5 Grad sind zu begrünen. 


Die Dächer der zur Errichtung gelangenden Nebengebäude sind ab einer Größe von 5 m² und bis zu einer Dachneigung von 5 Grad als begrünte Flachdächer auszubilden. Technische beziehungsweise der Belichtung dienende Aufbauten sind im erforderlichen Ausmaß zulässig.


3.2. Nicht bebaute, jedoch bebaubare Flächen im Bauland sind, soweit sie nicht für Zugänge, Zufahrten, Rangierflächen oder für Stellplätze benötigt werden, gärtnerisch auszugestalten.


4. Gemäß § 5 (4) und teilweise unter Anwendung des § 5 (7) der Bauordnung für Wien wird für Teile des Plangebiets mit eigener Kennzeichnung im Plan (BB) bestimmt:


4.1. Auf den mit BB1 bezeichneten Baulandflächen ist die Unterbrechung der geschlossenen Bauweise zulässig.


4.2. Auf den mit BB2 bezeichneten Flächen ist die Errichtung von Fenstern, von Aufenthaltsräumen, von Wohnungen zur öffentlichen Verkehrsfläche im Erdgeschoss nicht zulässig.


4.3. Auf der mit BB3 bezeichneten Fläche wird bestimmt, dass der Raum ab einer Höhe von 4,5 m über dem Straßenniveau dem angrenzenden Bauland, der darunter liegende Raum der öffentlichen Verkehrsfläche zuzuordnen ist.


4.4. Innerhalb der mit BB4 bezeichneten Bereiche ist ein Raum für einen öffentlichen Durchgang mit mindestens 5,0 m lichter Breite und mindestens 3,0 m lichter Höhe freizuhalten und seine Herstellung und Benutzung zu dulden.


4.5. Die mit G BB5 bezeichneten Flächen sind mit Ausnahme der erforderlichen Müllgefäß- und Fahrradabstellanlagen gärtnerisch auszugestalten.


4.6. Die mit G BB6 bezeichnete Fläche ist, soweit nicht eine Befestigung für Schulsportzwecke erforderlich ist, mindestens jedoch zu 50 Prozent gärtnerisch auszugestalten.


(00167/2002-GSV, P 48) Über das im Antragsplan Nr 7513 mit einer schwarz vollgezogenen, mit Querstrichen versehenen Linie umrandete Gebiet zwischen Brünner Straße, Linienzug 1-3, Karl-Schäfer-Straße, Linienzug 4-11, Lundenburger Gasse und Linienzug 12-18 im 21. Bezirk, KatG Großjedlersdorf II wird unter Anwendung des § 8 Abs 2 der BO für Wien die zeitlich begrenzte Bausperre verhängt.


Bei der Bearbeitung des Flächenwidmungsplans und des Bebauungsplans soll auf folgende Ziele Bedacht genommen werden:


Vorsorge für die erforderlichen Flächen für die Schaffung von Arbeits- und Produktionsstätten des Gewerbes und zur Erbringung von Dienstleistungen.


Vorsorge für Flächen zur Freizeitnutzung und Erholung der Bevölkerung.


Abstimmung der räumlichen und funktionellen Beziehungen einer künftigen Bebauung auf das (geplante) öffentliche Verkehrsmittel.


Sicherung von Flächen für die Realisierung des (geplanten) hochrangigen öffentlichen Verkehrsmittels und der erforderlichen Folgeeinrichtungen.


Dabei wird auf die im § 1 Abs 2 der BO für Wien, insbesondere auf die in den Ziffern 2, 3 und 8 angeführten Ziele Bedacht zu nehmen sein.


(00168/2002-GSV, P 49) Über das im Antragsplan Nr 7514 mit einer schwarz vollgezogenen, mit Querstrichen versehenen Linie umrandete Gebiet zwischen Baumergasse, Linienzug 1-4, Brünner Straße, Frauenstiftgasse, Baumergasse, Linienzug 5-9 und Frauenstiftgasse im 21. Bezirk, KatG Großjedlersdorf I wird unter Anwendung des § 8 Abs 2 der BO für Wien die zeitlich begrenzte Bausperre verhängt.


Bei der Bearbeitung des Flächenwidmungsplans und des Bebauungsplans soll auf folgende Ziele Bedacht genommen werden:


Vorsorge für die erforderlichen Flächen für die Schaffung von Wohnraum und Arbeitsstätten innerhalb gemischter Nutzungsstrukturen.


Abstimmung der räumlichen und funktionellen Beziehungen einer künftigen Bebauung auf das (geplante) öffentliche Verkehrsmittel.


Sicherung von Flächen für die Realisierung des (geplanten) hochrangigen öffentlichen Verkehrsmittels und der erforderlichen Folgeeinrichtungen.


Sicherung von Flächen für der Öffentlichkeit dienenden Bildungseinrichtungen.


Entwicklung eines örtlichen Stadtbilds, das sowohl der Zentrenfunktion des Plangebiets als Teil der Siedlungsachse entspricht, als auch mit den benachbarten Gebieten des "Ortskerns Jedlersdorf" vereinbar ist.


Dabei wird auf die im § 1 (2) der BO für Wien, insbesondere auf die in den Ziffern 1, 2, 3, 8, 12 und 14 angeführten Ziele Bedacht zu nehmen sein.


(00264/2002-GSV, P 51) In Festsetzung des Flächenwidmungsplans und des Bebauungsplans für das im Antragsplan Nr 7338 mit der rot strichpunktierten Linie als Plangebietsgrenze bezeichneten Fluchtlinien umschriebene Gebiet zwischen Flötzersteig, Steinbruchstraße, Burgersteingasse, Rudolf-Pöch-Gasse, Altebergenstraße, Breitenseer Straße, Torricelligasse und Ameisbachzeile im 14. Bezirk, KatG Breitensee werden unter Anwendung des § 1 der BO für Wien folgende Bestimmungen getroffen:


I.


Der bisher gültige Flächenwidmungsplan und Bebauungsplan verliert seine weitere Rechtskraft.


II.


1. Die roten Planzeichen gelten als neu festgesetzt.


Für die rechtliche Bedeutung der Planzeichen ist die beiliegende "Zeichenerklärung für den Flächenwidmungsplan und den Bebauungsplan" (§§ 4 und 5 BO für Wien) vom 1. September 1996 maßgebend, die einen Bestandteil dieses Beschlusses bildet.


2. Für die Querschnitte der Verkehrsflächen gemäß § 5 (2) lit c der BO für Wien wird bestimmt, dass bei einer Straßenbreite unter 10,0 m entlang der Fluchtlinien Gehsteige mit mindestens 0,8 m Breite, bei einer Straßenbreite von 10,0 m bis unter 16,0 m entlang der Fluchtlinien Gehsteige mit mindestens 1,5 m Breite und bei einer Straßenbreite ab 16,0 m entlang der Fluchtlinien Gehsteige mit mindestens 2,0 m Breite herzustellen sind. 


In der Breitenseer Straße sind Vorkehrungen zu treffen, dass die bereits bis Breitenseer Straße ONr. 112 bestehende Doppelallee durch das Pflanzen von einer Baumreihe auf einem entsprechenden Grünstreifen fortgesetzt werden kann.


In der Ameisbachzeile, Steinbruchstraße und Torricelligasse sind ebenfalls Vorkehrungen für die Pflanzung von Bäumen zu treffen.


3. Gemäß § 5 (4) der BO für Wien wird bestimmt:


3.1 Für das gesamte Plangebiet im Bauland gültige Bestimmungen:


3.1.1. Der höchste Punkt des Daches der zur Errichtung gelangenden Gebäude darf nicht höher als 4,5 m über der tatsächlich errichteten Gebäudehöhe liegen. Davon ausgenommen sind jene mit BB 1 bezeichneten Bereiche. 


3.1.2. Die bebaubaren, aber unverbaut bleibende Grundflächen sind gärtnerisch auszugestalten. Rangier- und Zufahrtsflächen sind nur im unbedingt erforderlichen Ausmaß zulässig.


3.1.3. Einfriedungen an seitlichen und hinteren Grundgrenzen von Flächen, für die die gärtnerische Ausgestaltung angeordnet ist, dürfen 2,0 m nicht überragen und ab einer Höhe von 0,5 m den freien Durchblick nicht hindern.


3.1.4. Für alle Flächen, für die die gärtnerische Ausgestaltung vorgeschrieben ist, sind bei unterirdischen Bauten Vorkehrungen zu treffen, dass für das Pflanzen von Bäumen ausreichende Erdkerne vorhanden bleiben.


3.1.5. Pro Bauplatz sind Nebengebäude bis zu einer bebauten Fläche von maximal 30,0 m² zulässig. Die Dächer der Nebengebäude sind ab einer Größe von 5,0 m² entsprechend dem Stand der technischen Wissenschaften als begrünte Flachdächer auszubilden. Technische und der Belichtung dienende Aufbauten sind im erforderlichen Ausmaß zulässig.


3.1.6. Für alle übrigen Gebäude im Bauland bis zu einer Gebäudehöhe von 7,5 m wird bestimmt: Flachdächer sind entsprechend dem Stand der technischen Wissenschaften zu begrünen. Technische beziehungsweise der Belichtung dienende Aufbauten sind im erforderlichen Ausmaß zulässig.


3.2. Für Teilbereiche des Plangebiets gültige Bestimmungen:


3.2.1. Auf den mit BB 1 bezeichneten Flächen ist die Unterbrechung der geschlossenen Bauweise zulässig.


Innerhalb der mit BB 2 bezeichneten und als Bauland/Gartensiedlungsgebiet gewidmeten Grundflächen darf nur ein Gebäude mit einer bebauten Fläche von maximal 80 m² beziehungsweise 25 v. H. je Baulos errichtet werden. Die Dachneigung des Hauptgebäudes darf bis zu 45 Grad betragen.


Innerhalb der mit G BB5 bezeichneten Fläche ist die Errichtung von unterirdischen Bauten untersagt.


4. Gemäß § 3 des Wr Kleingartengesetzes wird bestimmt:


Die im Grünland - Erholungsgebiet/Kleingartengebiet für ganzjähriges Wohnen mit BB 3 bezeichneten Bereiche werden als Gemeinschaftsflächen zum Abstellen von Kraftfahrzeugen ausgewiesen.


Der im Grünland - Erholungsgebiet/Kleingartengebiet für ganzjähriges Wohnen mit BB 6 bezeichnete Bereich wird als Gemeinschaftsfläche zum Abstellen von Kraftfahrzeugen im bestehenden Niveau ausgewiesen.


5. Gemäß § 5 (4) der BO für Wien wird für den Bereich der Widmungskategorie Sondergebiet bestimmt:


Auf der mit SO - Wasserbehälter ÖZ BB4 bezeichneten Fläche ist die Errichtung von aus betriebstechnischen Gründen notwendigen Gebäuden bis zu einer Höhe von 4,5 m zulässig.


(00140/2002-GSV, P 52) Die MA 46 wird ermächtigt, ein Übereinkommen mit der Republik Österreich, Bundesstraßenverwaltung, für die Erhaltung und Erweiterung der elektronischen und elektrotechnischen Einrichtungen in der Wiener Verkehrsleitzentrale abzuschließen. Das Übereinkommen gilt auf unbestimmte Zeit, eine sechsmonatige Kündigungsfrist wird berücksichtigt.


(00147/2002-GSV, P 53) In Abänderung des Flächenwidmungsplans und des Bebauungsplans für das im Antragsplan Nr 7266K mit der rot strichpunktierten Linie umschriebene Gebiet zwischen Dr-Otto-Neurath-Gasse und Linienzug 1-5 im 22. Bezirk, KatG Kagran und Hirschstetten sowie in Beibehaltung einer Schutzzone für Teile dieses Gebiets gemäß § 7 (1) der BO für Wien werden unter Anwendung des § 1 der BO für Wien folgende Bestimmungen getroffen:


1. Die roten Planzeichen gelten als neu festgesetzt; die schwarzen Planzeichen behalten ihre Rechtskraft, sofern sie nicht rot überdeckt, durchkreuzt oder durchstrichen sind.


2. Für die rechtliche Bedeutung der Planzeichen ist die beiliegende "Zeichenerklärung für den Flächenwidmungsplan und den Bebauungsplan" (§§ 4 und 5 BO für Wien) vom 1. Oktober 2001 maßgebend, die einen Bestandteil dieses Beschlusses bildet.


3. Die mit G BB5 bezeichneten Flächen des Baulands sind von ober- und unterirdischer Bebauung freizuhalten.


4. Im Übrigen haben die Planzeichen die Bedeutung, die sich aus dem Gemeinderatsbeschluss vom 22. November 2000, PD 7266 ergibt.


(PrZ 305/01-GGU, P 57) Die Subvention an den Verband Wiener Volksbildung in der Höhe von 14 139 000 ATS (1 027 521,20 EUR) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/5010/757 gegeben.


(PrZ 210/01-GGU, P 59) Der Lagerwarenkredit der MA 48 wird ab 1. Jänner 2002 in der Höhe von 2 760 000 EUR genehmigt.


(00088/2002-GWS, P 61) Die Lieferung von Beleuchtungskörpern (technische Leuchten und Zubehör) als laufender Bedarf für verschiedene Objekte der Stadt Wien als Rahmenvereinbarung für 36 Monate mit Gesamtkosten von 2 476 510 EUR ohne Mehrwertsteuer wird genehmigt. Die Bedeckung erfolgt auf verschiedenen Ansätzen der jeweiligen Abteilungen.


(00066/2002-GWS, P 63) Die Ermächtigung zum Erwerb des als öffentliche Verkehrsfläche ausgewiesenen Teils der Lebereckstraße, EZ 2967, KatG Hadersdorf, von Rosemarie und Stefan Stern zu den im Bericht der MA 69 vom 19. Dezember 2001, Zl MA 69-1-A-595/99, angeführten Bedingungen wird genehmigt.


(00145/2002-GWS, P 64) Der Kauf der Liegenschaften EZZ 1025 und 1480, beide KatG Simmering, von Frau Hedwig und Herrn Ludwig Fernesi zu den im Bericht der MA 69 vom 13. Dezember 2001, Zl MA 69-1-T-11/76/01, angeführten Bedingungen wird genehmigt.


(00139/2002-GWS, P 66) Der Verkauf des Grundstücks 402/10 in EZ 1609, KatG Hirschstetten, an Mag Heinrich Burggasser und Mag Ulrike Burggasser wird zu den im Bericht der MA 69 vom 27. Dezember 2001, Zl MA 69-1-T-22/558/2000, angeführten Bedingungen genehmigt. (§ 25 WStV)


(00142/2002-GWS, P 67) Der Verkauf von Teilflächen der Grundstücke 1042/17 und ./7, beide EZ 101, KatG Aspern, an Herrn Reinhard Winkler, wird zu den im Bericht der MA 69 vom 29. November 2001, Zl MA 69-1-T-22/497/99, angeführten Bedingungen genehmigt.


(00172/2002-GWS, P 68) Die Ermächtigung zum Erwerb der Grundstücke 557/1, EZ 188 und 548/5, EZ 1422, beide KatG Strebersdorf, vom Chorherrenstift Klosterneuburg und zur Übertragung der Grundstücke 2236/120, EZ 4150, KatG Leopoldau, 395/142 und ./238, EZ 1317, KatG Hirschstetten, 2275/10, EZ 1961, KatG Leopoldau und 2267/1, EZ 935, KatG Leopoldau in das Eigentum des Chorherrenstifts Klosterneuburg im Tauschwege zu den im Bericht der MA 69 vom 3. Jänner 2002, Zl MA 69-3-T-21/91/99, angeführten Bedingungen, wird genehmigt. (§ 25 WStV)


(00102/2002-GFW, P 70) Die Beteiligung der Stadt Wien am Kind-Programm, betreffend das Projekt "Austrian Center of Biopharmaceutical Technology (ACBT)", in Höhe von 9,3 Prozent der Gesamtkosten wird unter der Voraussetzung genehmigt, dass der Bund einen mindestens 37�prozentigen Anteil an den Gesamtkosten trägt. Das anteilige Gelderfordernis der Stadt Wien findet auf Haushaltsstelle 1/7822/755 im Voranschlag 2002 seine Bedeckung. Für die Bedeckung des Kostenanteils der Stadt Wien in den Folgejahren ist in den Voranschlägen der betreffenden Jahre budgetäre Vorsorge zu treffen. Mit der Abwicklung der Beteiligung Wiens am Kind-Programm, betreffend das Projekt "Austrian Center of Biopharmaceutical Technology (ACBT)", wird der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds beauftragt.


(00124/2002-GFW, P 71) Die Bereitstellung eines Betrags von insgesamt 1 091 000 EUR (entspricht 15 012 478,30 ATS) für die im Rahmen der "Gemeinsamen Kreditaktion" im Jahre 2002 zu gewährenden Betriebsmittel- und Investitionskredite durch die Stadt Wien wird sachlich genehmigt, und erfolgt nur unter der Voraussetzung, dass auch die Wiener Wirtschaftskammer gleich hohe Beiträge leistet. Der Magistrat wird ermächtigt, die für die Abwicklung notwendigen Regelungen mit der Wirtschaftskammer Wien zu treffen. Der von der Stadt Wien bereitgestellte Betrag von 1 091 000 EUR (entspricht 15 012 478,30 ATS) findet im Voranschlag 2002 seine Deckung.


(00190/2002-GFW, P 72) Die Gewährung eines Darlehens an die mm Liegenschaftsbesitz GmbH zu den im Magistratsbericht genannten Bedingungen in der Höhe von 128 000 000 EUR (1 761 318 400 ATS) wird genehmigt. Der Magistrat wird ermächtigt, alle dafür notwendigen Schritte zu unternehmen, insbesondere mit der mm Liegenschaftsbesitz GmbH einen Darlehensvertrag gemäß vorgelegtem Entwurf abzuschließen. Für das Erfordernis des Jahres 2002 in Höhe von 65 000 000 EUR (894 419 500 ATS) ist im Voranschlag 2002 auf Haushaltsstelle 1/7822/245 Vorsorge getroffen. Für die Bedeckung der Erfordernisse der Folgejahre ist in den jeweiligen Voranschlägen Vorsorge zu treffen.


(00206/2002-GFW, P 73) Die Beteiligung der Stadt Wien am Kind-Programm, betreffend das Projekt "Kompetenzzentrum für Elektronikschrott-Recycling (KERP)", in Höhe von 13,7 Prozent der Gesamtkosten, wird unter der Voraussetzung genehmigt, dass der Bund einen mindestens 26,1�prozentigen Anteil an den Gesamtkosten trägt und dass etwaige Fördermittel der Europäischen Gemeinschaft für das "Ziel 2-Gebiet" die Gesamtprojektkosten nicht erhöhen sondern den Anteil der Stadt Wien entsprechend reduzieren. Das anteilige Gelderfordernis der Stadt Wien findet auf Haushaltsstelle 1/7822/755 im Voranschlag 2002 seine Bedeckung. Für die Bedeckung des Kostenanteils der Stadt Wien in den Folgejahren ist in den Voranschlägen der betreffenden Jahre budgetäre Vorsorge zu treffen. Mit der Abwicklung der Beteiligung Wiens am Kind-Programm, betreffend das Projekt "Kompetenzzentrum für Elektronikschrott-Recycling (KERP)", wird der Wiener Wirtschaftsförderungsfonds beauftragt.





Vorsitzende GRin Josefa Tomsik nimmt eine Umstellung der Tagesordnung insoferne vor, als die Postnummern wie folgt gereiht werden, wobei die Postnummer 50, nach Beratung in der Präsidialkonferenz, zum Schwerpunkt-Ver-handlungsgegenstand erklärt wird:


Postnummern 75, 50, 54, 55, 74, 62, 65, 69, 56, 58, 60, 44, 45, 28, 35, 37, 43, 13, 15, 17, 18, 20, 22, 16, 2, 4, 5, 6, 9 und 7. 





Auf Vorschlag der Vorsitzenden GRin Josefa Tomsik beschließt der Gemeinderat einstimmig, die auf der Tagesordnung stehenden Wahlen durch Handerheben durchzuführen. 


6. (00344/2002-MDALTG, P 75) Auf Vorschlag der Sozialdemokratischen Partei Österreichs wird Frau Silvia Rubik zur neuen Vertrauensperson des Gemeindevermittlungsamts des 14. Bezirks gewählt sowie auf Vorschlag der Freiheitlichen Partei Österreich wird Herr BVSt Mag Oliver Drahosch zur Ersatzperson des Gemeindevermittlungsamts des 14. Bezirks gewählt.





Berichterstatter: GR Johann Driemer


(00223/2002-GSV, P 50) Der Gemeinderat stimmt den "Positionen und Maßnahmen zur europäischen und nationalen Verkehrspolitik" gemäß Beilage zu.


Dieses "Positionspapier" gilt als Handlungsrahmen für die Organe der Stadt Wien sowie für die städtischen Dienststellen und ist als Grundlage für die Vertretung der Interessen Wiens gegenüber Dritten anzusehen, soweit Themen daraus berührt sind.


Der Magistrat wird beauftragt, alle notwendigen Vorkehrungen zur Vertretung der enthaltenen Positionen und Verwirklichung der vorgeschlagenen Maßnahmen zu treffen und die Verhandlungen mit den im Positionspapier angeführten Adressaten beziehungsweise deren Rechtsnachfolger auf Basis der Inhalte des "Positionspapiers" zu führen.


Der Magistrat wird beauftragt, über maßgebliche Änderungen der Rahmenbedingungen, die Änderungen der Positionen und/oder der Maßnahmen erforderlich machen, dem Gemeinderat zu berichten und notwendige Anpassungen vorzuschlagen. 


(PGL/00727/2002/0001-KSP/GAT) Der Abänderungsantrag der GRe Günther Reiter und Johann Driemer, betreffend die Beilage zum Antrag "Masterplan Verkehr Wien Positionspapier", wird angenommen.


(PGL/00460/2002/0013-KGR/GAT) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der GRin Dr Monika Vana, betreffend klares Bekenntnis zur Erweiterung der Europäischen Union, wird angenommen.


(PGL/00690/2002/0014-KFP/GAT) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der GRe Dr Herbert Madejski und Heike Trammer, betreffend Bau des 3. Bahngleises vom Bahnhof Atzgersdorf bis Brunn/Geb., wird dem GRA für Stadtentwicklung und Verkehr zugewiesen.


(PGL/00690/2002/0015-KFP/GAT) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der GRe Dr Herbert Madejski und Heike Trammer, betreffend Ausbau der Raffineriestraße und Bau der Wiener Nordost-Umfahrung (B 305), wird dem GRA für Stadtentwicklung und Verkehr zugewiesen.


(Redner: Die GRe Mag Christoph Chorherr und Mag Wolfgang Gerstl, StR Johann Herzog sowie GR Günther Reiter, tatsächliche Berichtigung von GR Mag Wolfgang Gerstl, GRin Dr Monika Vana, tatsächliche Berichtigung von GRin Heike Trammer, die GRe Dr Matthias Tschirf und Dr Herbert Madejski, tatsächliche Berichtigung von GRin Dr Monika Vana, amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker, tatsächliche Berichtigung von GR Gerhard Pfeiffer sowie die GRe Robert Parzer, Dr Herbert Madejski und Andreas Schieder.)





Berichterstatterin: GRin Renate Winklbauer


(00151/2002-GSV, P 54) In Festsetzung des Flächenwidmungsplans und des Bebauungsplans für das im Antragsplan Nr 7410 mit der rot strichpunktierten Linie oder den in roter Schrift als "Plangebietsgrenze" bezeichneten Fluchtlinien umschriebene Gebiet zwischen Wintzingerodestraße, Linienzug 1-3, Linienzug 3-4 (Dolfi-Gruber-Weg), Bernoullistraße, Linienzug 5-6 (Meitnergasse), Donaustadtstraße und Linienzug 7-8 (Wagramer Straße) im 22. Bezirk, KatG Kagran werden unter Anwendung des § 1 der BO für Wien folgende Bestimmungen getroffen:


I.


Die bisher gültigen Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne verlieren, soweit sie innerhalb des gegenständlichen Plangebiets liegen, ihre weitere Rechtskraft.


II.


1. Die roten Planzeichen gelten als neu festgesetzt.


Für die rechtliche Bedeutung der Planzeichen ist die beiliegende "Zeichenerklärung für den Flächenwidmungsplan �und den Bebauungsplan" (§§ 4 und 5 BO für Wien) vom 1. Oktober 2001 maßgebend, die einen Bestandteil dieses Beschlusses bildet.


2. Für die Querschnitte der Verkehrsflächen gemäß § 5 (2) lit c der Bauordnung für Wien wird bestimmt, dass bei einer Straßenbreite von 10,0 m bis unter 16,0 m Gehsteige mit jeweils mindestens 1,5 m Breite und bei einer Straßenbreite ab 16,0 m Gehsteige mit jeweils mindestens 2,0 m Breite herzustellen sind. Innerhalb der Querschnitte der mit Fw BB8 bezeichneten öffentlichen Verkehrsflächen (Lampaweg, Curiegasse) sind jeweils Geh- und Radfahranlagen im Ausmaß von insgesamt mindestens 4,0 m Breite herzustellen. Verbleibende Querschnittsbreiten sind jeweils durch Elemente der Grüngestaltung auszubilden.


3. Gemäß § 5 (4) der Bauordnung für Wien wird für Teile des Plangebiets mit eigener Kennzeichnung im Plan (BB) bestimmt:


3.1. Auf den mit BB1 bezeichneten Flächen ist die Unterbrechung der geschlossenen Bauweise zulässig.


3.2. Innerhalb der Gesamtheit der mit EKZ BB2 bezeichneten Flächen darf die von Räumen gemäß § 7c Abs 1 der BO für Wien in Anspruch genommene Gesamtnutzfläche in Summe das Ausmaß von 55 000 m² nicht überschreiten.


3.3. Auf der mit Ak BB4 bezeichneten Fläche wird die Herstellung von Arkaden mit einer Höhe von mindestens 5,0 m angeordnet.


3.4. Auf der mit P BB9 bezeichneten Fläche ist die Errichtung einer unterirdischen Garage zum Einstellen von Kraftfahrzeugen zulässig. Die Deckenoberkante der Garage darf nicht höher als +2,0 m über dem Niveau der angrenzenden Verkehrsfläche liegen, zur Errichtung gelangende Schauseiten sind zu begrünen. An der Oberfläche wird die Herstellung eines Durchgangs angeordnet.


4. Gemäß § 5 (4) und § 5 (7) der Bauordnung für Wien wird für Teile des Plangebiets mit eigener Kennzeichnung im Plan (BB) bestimmt:


4.1. Auf den mit Dg BB3 bezeichneten Flächen wird jeweils die Herstellung eines Durchgangs mit einer lichten Höhe von jeweils mindestens 4,0 m angeordnet.


4.2. Auf der mit BB5 bezeichneten Fläche wird die Herstellung eines Durchgangs mit einer lichten Höhe von mindestens 5,0 m angeordnet.


4.3. Für die mit BB6 bezeichnete Fläche wird bestimmt, dass der Raum bis zu einer Höhe von 3,0 m über dem Niveau der bestehenden Verkehrsfläche der öffentlichen Verkehrsfläche zugeordnet ist. Der darüber liegende Raum ist dem Bauland/Wohngebiet - Geschäftsviertel zugeordnet und darf unter Anwendung der Bestimmungen für die südlich unmittelbar angrenzende Fläche bebaut werden.


4.4. Für die mit BB7 bezeichnete Fläche wird bestimmt, dass der Raum bis zu einer Höhe von 4,6 m über dem Niveau der bestehenden Verkehrsfläche der öffentlichen Verkehrsfläche zugeordnet ist. Der darüber liegende Raum ist dem Bauland/Wohngebiet - Geschäftsviertel zugeordnet und darf unter Anwendung der Bestimmungen für die östlich unmittelbar angrenzende Fläche bebaut werden.


(Redner: GR Mag Rüdiger Maresch.)





Berichterstatterin: GRin Renate Winklbauer


(00165/2002-GSV, P 55) In Festsetzung des Flächenwidmungsplans und des Bebauungsplans für das im Antragsplan Nr 7463 mit der rot strichpunktierten Linie oder den in roter Schrift als "Plangebietsgrenze" bezeichneten Fluchtlinien umschriebene Gebiet zwischen Saltenstraße und Linienzug 1-5 im 22. Bezirk, KatG Aspern werden unter Anwendung des § 1 der BO für Wien folgende Bestimmungen getroffen:


I.


Die bisher gültigen Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne verlieren, soweit sie innerhalb des gegenständlichen Plangebiets liegen, ihre weitere Rechtskraft.


II.


1. Die roten Planzeichen gelten als neu festgesetzt.


Für die rechtliche Bedeutung der Planzeichen ist die beiliegende "Zeichenerklärung für den Flächenwidmungsplan und den Bebauungsplan" (§§ 4 und 5 BO für Wien) vom 1. Oktober 2001 maßgebend, die einen Bestandteil dieses Beschlusses bildet.


2. Für die Querschnitte der Verkehrsflächen gemäß § 5 (2) lit c der Bauordnung für Wien wird bestimmt, dass bei einer Straßenbreite unter 10,0 m insgesamt mindestens 2,0 m Breite als niveaugleiche Gehsteig(e), bei einer Straßenbreite von 10,0 m bis unter 16,0 m Gehsteige mit mindestens 1,5 m Breite und bei einer Straßenbreite ab 16,0 m niveaugleiche Gehsteige mit mindestens 2,0 m Breite herzustellen sind.


Der Querschnitt der Saltenstraße ist so auszubilden, dass innerhalb des Plangebiets die Pflanzung mindestens einer Baumreihe möglich ist. Weiters sind in der Saltenstraße Vorkehrungen zu treffen, um die Errichtung einer Radfahranlage zu ermöglichen.


3. Gemäß § 5 (4) der Bauordnung für Wien wird für Teile des Plangebiets mit eigener Kennzeichnung im Plan (BB) bestimmt:


Auf den mit BB1 bezeichneten Flächen darf die bebaute Grundfläche von Hauptgebäuden jeweils höchstens 150 m² betragen. Bauplätze, die ein Flächenausmaß von 600 m² überschreiten, dürfen im Ausmaß von höchstens 25 Prozent bebaut werden. Der höchste Punkt der zur Errichtung gelangenden Dächer darf die ausgeführte Gebäudehöhe um nicht mehr als 4,0 m überragen.


Auf den mit BB2 bezeichneten Flächen dürfen höchstens 25 Prozent der jeweiligen Baulosgröße, jedoch nicht mehr als 100 m² bebaut werden. Eine Dachneigung von maximal 45° ist zulässig. Der höchste Punkt der zur Errichtung gelangenden Dächer darf die ausgeführte Gebäudehöhe um nicht mehr als 4,0 m überragen.


(Rednerin: GRin Heike Trammer.)





Folgender Antrag des Stadtsenats wird ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatter: GR Friedrich Strobl


(00210/2002-GFW, P 74) Die Subventionen beziehungsweise Beiträge an die nachstehend angeführten Vereinigungen und Einrichtungen in der Höhe von 4 620 791 EUR (entspricht 63 583 470,40 ATS) werden genehmigt, und zwar:


��Haushaltsstelle�
EUR�
 (entspricht ATS)�
�
1/0600/757 


Kuratorium Wiener �Jugendwohnhäuser�






381 530�






5 249 967,26�
�
1/0600/757 


KDZ – Zentrum für �Verwaltungsforschung�






218 019�






3 000 006,85�
�
1/0600/777


Caritas der Erzdiözese Wien�



282 629�



3 889 059,83�
�
1/0600/777


Verein Jugend �am Werk�






47 703�






656 407,59�
�
1/0610/757


Wiener Hilfswerk�



2 390 060�



32 887 942,62�
�
1/0610/757


Verein Schülerheime�



1 228 200�



16 900 400,46�
�
1/0610/780


Verein zur Förderung der internationalen Solidarität und der Entwicklungszusammenarbeit�












72 650�












999 685,80�
�
�
4 620 791�
63 583 470,40�
�
(Getrennte Abstimmung über die Subventionspositionen Wiener Hilfswerk und Verein zur Förderung der inter-nationalen Solidarität und der Entwicklungszusammenarbeit.)





Berichterstatter: GR Andreas Schieder


(00192/2002-GWS, P 62) Die MA 50 wird ermächtigt, die mit der Wohnservice Wien GesmbH bereits abgeschlossene Leistungsvereinbarung vom 8. März 2000, geändert am 13. April 2000 (Vertragsbedingungen mit GRB vom 17. Dezember 1999, PrZ 873/99�GWS vorgegeben), dahingehend abzuändern, dass für die nach § 1 Abs 2 des Vertrags tatsächlich erbrachten Leistungen (Beratungs- und Informationsveranstaltungen und sonstige Aktionen im Zusammenhang mit dem geförderten Wohnbau und der Wohnhaussanierung sowie Wohn- und Mieterberatungs-Projekte) neben dem bereits jährlich zu erbringenden Maximalbetrag von 167 147,52 EUR (erhöht um jeweils 2 Prozent des Pauschalbetrags des vorangegangenen Jahres, daher 2002: 173 900,27 EUR) ein weiterer Projektbetrag bis zu maximal 727 000 EUR (inklusive bereits eventuell zu entrichtender Umsatzsteuer) zu leisten ist. Die Entgeltleistung der MA 50 für die nach § 1 Abs 1 und Abs 2 der Leistungsvereinbarung übertragenen Aufgaben darf somit insgesamt 2 180 456,6 EUR (bisher 1 453 456,6 EUR) nicht überschreiten. Der für das Projekt Wohndrehscheibe (Aktion Notfallswohnungen) zu leistende Projektbetrag in der Höhe von 334 000 EUR hat als zweckgebunden zu gelten; bei einer Reduktion der Kosten für dieses Projekt ist die Entgeltleistung der MA 50 der Kostenersparnis entsprechend zu kürzen. Für den auf das Verwaltungsjahr 2002 entfallende Betrag in der Höhe von 727 000 EUR sowie für die Bedeckung des zukünftigen Aufwands in den Folgejahren ist auf Haushaltsstelle 1/4810/728 Vorsorge zu treffen.


(PGL/00704/2002/0003-KVP/GAT) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der GRe Mag Wolfgang Gerstl und Ingrid Lakatha, betreffend Aktion Notfallswohnungen, wird abgelehnt.


(PGL/00704/2002/0004-KVP/GAT) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag des GR Mag Wolfgang Gerstl, betreffend Gesamtkonzept für Verkauf und Verwaltung von Gemeindeimmobilien, wird abgelehnt.


(Redner: Die GRe Mag Wolfgang Gerstl, Josef Wagner und Dr Kurt Stürzenbecher, tatsächliche Berichtigung von GR Josef Wagner.)





Folgender Antrag des Stadtsenats wird ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatter: GR Andreas Schieder


(00253/2002-GWS, P 65) 1) Die MA 69 wird ermächtigt, mit einer noch zu gründenden 100-prozentigen Tochtergesellschaft der Wiener Messe Besitz GmbH das vorgelegte Übereinkommen zur Übertragung der Verwaltung von Teilflächen der EZ 5723, KatG Leopoldstadt, an diese Gesellschaft und die damit verbundene jährliche Bereitstellung eines Finanzierungsbetrags im maximalen Ausmaß der Höhe der Nettomieteinnahmen des jeweils zweitvorangegangenen Jahres, für das Jahr 2002 ist das ein Betrag von 291 000 EUR, abzuschließen. Der auf das Verwaltungsjahr 2002 entfallende Betrag in der Höhe von 291 000 EUR ist auf Haushaltsstelle 1/8400/755 bedeckt. Für die Bedeckung des künftigen Erfordernisses ist in den Folgejahren Vorsorge zu treffen.


2) Da die genannte Ausgabe im Voranschlag der MA 69 nicht vorgesehen ist, wird beantragt: Für die Dotierung der künftigen Verwaltungsgesellschaft des Volkspraters mit Finanzierungsmitteln zur Verbesserung der Infrastruktur im Volksprater wird eine außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 291 000 EUR genehmigt, die im Voranschlag 2002 auf Haushaltsstelle 1/8400 unter der neu zu eröffnenden Post 755, laufende Transferzahlungen an Unternehmungen (ohne Kreditinstitute) zu verrechnen und in Verstärkungsmitteln mit 291 000 EUR zu decken ist.





Berichterstatter: GR Dr Kurt Stürzenbecher


(00187/2002-GWS, P 69) Die Ermächtigung zum Erwerb der Grundstücke 378/2, 379/1, ./2, ./5 und ./6, EZ 181, KatG Oberdöbling, von der Nathaniel Freiherr von Rothschild'schen Stiftung für Nervenkranke, vertreten durch die MA 12 und die Ermächtigung zum Abschluss eines Baurechtsvertrags mit dem Ronald S. Lauder Verein zur Förderung der Jugend in Österreich an der Liegenschaft EZ 181, KatG Oberdöbling, bestehend aus den Grundstücken Nr 378/2, 379/1, ./2, ./5 und ./6, wird zu den im Bericht der MA 69 vom 3. Jänner 2002, Zl MA 69-3-T-19/29/01, genannten Bedingungen genehmigt.


(Redner: GR Ing Herbert RUDOLPH.)





Folgende 2 Anträge des Stadtsenats werden ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatterin: GRin Petra Bayr


(PrZ 296/01-GGU, P 56) Die Subvention an den Verein ÖGUT – Österreichische Gesellschaft für Umwelt und Technik in der Höhe von 100 000 ATS (7 267,28 EUR) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/5010/757 �gegeben.





Berichterstatterin: GRin Petra Bayr


(00020/2002-GGU, P 58) Für die Abdeckung der gestellten Subventionsanträge (ÖGUT-Österreichische Gesellschaft für Umwelt und Technik, 100 000 ATS und Verband Wiener Volksbildung, 14 139 000 ATS) wird eine außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 14 239 000 ATS (1 034 788,49 EUR) genehmigt, die im Voranschlag 2001 auf Haushaltsstelle 1/5010 unter der neu zu eröffnenden Post 298 zu verrechnen und in Minderausgaben auf Haushaltsstelle 1/5010/757 mit 14 239 000 ATS (1 034 788,49 EUR) zu decken ist.


(Getrennte Abstimmung über die Subventionspositionen ÖGUT-Österreichische Gesellschaft für Umwelt und Technik und Verband Wiener Volksbildung.)





Berichterstatter: GR Paul Zimmermann


(00226/2002-GGU, P 60) Für die Abgeltung der Ansprüche der Ennskraftwerke im Zusammenhang mit den Wasserentnahmen im Quellbereich Enns/Salza wird eine außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 25 000 000 ATS genehmigt, die im Voranschlag 2001 auf Haushaltsstelle 1/8500 unter der neu zu eröffnenden Post 298 Rücklagen zu verrechnen und in Verstärkungsmitteln mit 25 000 000 ATS zu decken ist.


(Redner: GR Mag Rüdiger Maresch.)





Berichterstatter: GR Rudolf Hundstorfer


(00228/2002-GGS, P 44) 1) Zur Durchführung der Aufgaben der Gesundheitsplanung für die Stadt Wien wird die Eröffnung eines neuen Ansatzes 5003 für den Voranschlag 2002 genehmigt.


2) Auf diesem Ansatz werden außerplanmäßige Ausgaben in nachstehender Höhe genehmigt, die im Voranschlag 2002 auf folgenden, neu zu eröffnenden Posten zu verrechnen und in Minderausgaben auf Ansatz 5005 Landessanitätsdirektion auf den gleichlautenden Posten zu decken sind.�Neu zu eröffnende Posten:


Post 042, Amtsausstattung, MP 990�
1 000 EUR�
�
Post 430, Lebensmittel�
2 000 EUR�
�
Post 456, Schreib-, Zeichen und sonstige�               Büromittel�



4 000 EUR�
�
Post 457, Druckwerke�
185 000 EUR�
�
Post 459, Sonstige Verbrauchsgüter�
1 000 EUR�
�
Post 620, Personen- und Gütertransporte�
2 000 EUR�
�
Post 690, Schadensfälle�
3 000 EUR�
�
Post 726, Mitgliedsbeiträge an �                Institutionen (im Inland)�



1 000 EUR�
�
Post 728, Entgelte für sonstige Leistungen�
1 561 000 EUR�
�
Post 768, Sonstige laufende Transfer-�                zahlungen an private Haushalte�



58 000 EUR�
�
Post 780, Laufende Transferzahlungen �                an das Ausland�



1 000 EUR�
�
Summe der Ausgaben (Ansatz 5003):�
1 819 000 EUR�
�
(PGL/00729/2002/0001-KGR/GAT) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der GRe Dr Sigrid Pilz und Dr Johannes Hahn, betreffend die finanzielle Situation der Wiener Ordensspitäler, wird dem GRA für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke zugewiesen.


(PGL/00460/2002/0014-KGR/GAT) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der GRin Dr Sigrid Pilz, betreffend U-KAV; Budgets der Teilunternehmungen und Zielvereinbarungen der Krankenhäuser und Pflegeheime, wird abgelehnt.


(Rednerin: GRin Dr Sigrid Pilz.)





Berichterstatterin: GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch


(00194/2002-GGS, P 45) Die Einführung einer Schutzimpfung gegen FSME ("Zeckenschutzimpfung") für Kinder bis zum vollendeten 12. Lebensjahr wird genehmigt. Der Unkostenbeitrag beträgt pro Impfung 12,60 EUR (175,05 ATS), abzüglich des Zuschusses durch die Krankenkasse 9 EUR (125,05 ATS). Die Bedeckung für den Ankauf des Impfstoffs ist auf Haushaltsstelle 1/5001/458 gegeben.


(PGL/00729/2002/0002-KFP/GAT) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der GRe Mag Helmut Kowarik, Dr Johannes Hahn, Mag Heidrun Schmalenberg und Heinz Christian Strache, betreffend FSME-Vorsorgeimpfung für Kinder, wird dem GRA für Gesundheits- und Spitalswesen zugewiesen.


(Redner: Die GRe Dr Sigrid Pilz, Dr Johannes Hahn und Mag Helmut Kowarik, amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann sowie GRin Marianne Klicka.)





Berichterstatterin: GRin Renate Winklbauer


(00093/2002-GKU, P 28) 1) Die Statuten für die Vergabe von Dramatikerstipendien werden laut Magistratsbericht genehmigt.


2) Die Bedeckung für das Jahr 2002 in der Höhe von 36 000 EUR (entspricht 495 370,80 ATS) ist auf Haushaltsstelle 1/3300/768 gegeben. Für die Bedeckung in den kommenden Jahren ist Vorsorge zu treffen.


(PGL/00729/2002/0003-KVP/GAT) Der Abänderungsantrag der GRe Dr Andreas Salcher und Marie Ringler, betreffend Statuten für die Vergabe von Dramatikerstipendien, wird angenommen.


(Redner: Die GRe Marie Ringler, Dr Andreas Salcher und Dr Michael LUDWIG.)





Folgender Antrag des Stadtsenats wird ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatterin: GRin Renate Winklbauer


(00101/2002-GKU, P 35) Die Zusatzsubvention an die Vereinigung bildender Künstler Wiener Secession in der Höhe von 100 000 EUR (entspricht 1 376 030 ATS) für das Jahr 2002 für Veranstaltungs-, Betriebs- und Personalkosten wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3819/757 gegeben.





Berichterstatterin: GRin Renate Winklbauer


(00225/2002-GKU, P 37) 1) Der Magistrat der Stadt Wien wird laut Magistratsbericht ermächtigt, für die Wiener Kinoförderung in den Jahren 2002 – 2004 aus einem Rahmenbetrag in der Höhe von je 726 728,34 EUR (entspricht 10 000 000 ATS) Prämien, Investitionskostenzuschüsse sowie den Wiener Kinopreis zu vergeben. Der auf das Verwal


tungsjahr 2002 entfallende Betrag von 726 728,34 EUR (entspricht 10 000 000 ATS) ist auf Haushaltsstelle 1/3710/775 bedeckt.


2) Die neuen Richtlinien zur Förderung von Klein- und Mittelkinos in Wien werden genehmigt. Für die Bedeckung der Restbeträge ist in den Voranschlägen der kommenden Jahre Vorsorge zu treffen.


(PGL/00729/2002/0004-KVP/GAT) Der Abänderungsantrag der GRe Dr Andreas Salcher und Marie Ringler, betreffend Richtlinien zur Förderung von Klein- und Mittelkinos in Wien, wird angenommen.


(PGL/00690/2002/0016-KFP/GAT) Der Abänderungsantrag der GRe Mag Heidemarie Unterreiner, Mag Gerald Ebinger und Mag Harald STEFAN, betreffend Wiener Kinoförderung, wird angenommen.


(Redner: Die GRe Marie Ringler, Dr Andreas Salcher, Mag Heidemarie Unterreiner, Marianne Klicka und Mag Christoph Chorherr sowie amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.)





7. (PGL/00460/2002/0009-KGR/MDGF) Die Dringliche Anfrage des GR Mag Rüdiger Maresch sowie Freundinnen und Freunde, betreffend Bau und Finanzierung einer dritten Müllverbrennungsanlage (MVA) in Wien, wird von GR Mag Rüdiger Maresch begründet und von amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina mündlich beantwortet und anschließend eine Debatte abgeführt.


(PGL/00704/2002/0005-KVP/GAT) Der Beschluss- (Resolutions-) Antrag der GRe Rudolf Klucsarits und Robert Parzer, betreffend Nachnutzung des Areals der Müllverbrennungsanlage Flötzersteig, wird abgelehnt.


(Redner: Die GRe Mag Christoph Chorherr, Robert Parzer, Brigitte Reinberger, Erich VALENTIN und Mag Rüdiger Maresch, tatsächliche Berichtigung von GR Heinz Hufnagl sowie die GRe Mag Harald STEFAN, Mag Rüdiger Maresch und Johann Hatzl.)





Berichterstatterin: GRin Inge Zankl


(00055/2002-GKU, P 43) Die Betriebssubvention im Jahr 2002 an den Verein Freie Bühne Wieden in der Höhe von 130 811,10 EUR (entspricht 1 800 000 ATS) wird genehmigt. Von dieser Förderung ist ein Betrag von 72 672,83 EUR (entspricht 1 000 000 ATS) für die Ablöse zu verwenden. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3240/755 im Voranschlag 2002 gegeben.


(Rednerin: GRin Marie Ringler.)





Folgende 3 Anträge des Stadtsenats werden ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatter: GR Heinz Vettermann


(00022/2002-GJS, P 13) Die Subvention an den Verband Wiener Volksbildung zur Weiterführung seiner volksbildnerischen Tätigkeiten sowie zum Betrieb der Volksbildungsbauten der Stadt Wien im Jahr 2002 laut Magistratsbericht in der Höhe von 20 232 117 EUR (278 399 998 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/2720/757 gegeben. 





Berichterstatterin: GRin Barbara Novak-Schild


(00024/2002-GJS, P 15) Die Subvention an den Verein "Forum Wien Arena" zur Unterstützung seiner Tätigkeit im Jahr 2002 laut Magistratsbericht in der Höhe von 225 285 EUR (3 099 989,10 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3811/757 gegeben.





Berichterstatterin: GRin Barbara Novak-Schild


(00029/2002-GJS, P 17) Die Subvention an den Verein "Zentrum Aichholzgasse" zur Führung und zum Betrieb des Zentrums in 12, Aichholzgasse 52, für das Jahr 2002 laut Magistratsbericht in der Höhe von 174 414,80 EUR (2 400 000 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3811/757 gegeben.





Berichterstatterin: GRin Barbara Novak-Schild


(00033/2002-GJS, P 18) Die Subvention an den "Verein zur Förderung der Sir-Karl-Popper-Schule" zur Unterstützung seiner Aktivitäten im Jahr 2002 laut Magistratsbericht in der Höhe von 72 672,83 EUR (1 000 000 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3811/757 gegeben.


(Befangenheitserklärung gemäß § 22a der Geschäftsordnung des Gemeinderats der GRe DDr Bernhard Görg, Dr Andreas Salcher und Walter Strobl.)


(Redner: Die GRe Susanne Jerusalem, Walter Strobl und Ing Herbert RUDOLPH.)





Berichterstatter: GR Jürgen Wutzlhofer


(00048/2002-GJS, P 20) Den im Magistratsbericht unter den Punkten 1 - 18 angeführten Wiener Landesverbänden der diversen Österreichweiten beziehungsweise Wiener Jugendorganisationen werden für das Jahr 2002 zur Förderung und Erfüllung ihrer satzungsgemäßen Aufgaben Subventionen laut Magistratsbericht in der Höhe von insgesamt 535 940 EUR (7 374 695 ATS) gewährt.


(Rednerin: GRin Susanne Jerusalem.)


(Getrennte Abstimmung über die Subventionspositionen Sozialistische Jugend – Landesorganisation Wien, Junge ÖVP – Österreichische Jugendbewegung Landesorganisation Wien, Ring Freiheitlicher Jugend – Landesgruppe Wien und Grünalternative Jugend Wien.)





Berichterstatterin: GRin Barbara Novak-Schild


(00051/2002-GJS, P 22) Die Subvention an den Verein "Echo - Verein zur Unterstützung Jugendlicher" zur Umsetzung des soziokulturellen Jugend- und Integrationsprojekts laut Magistratsbericht in der Höhe von 397 536 EUR (dies entspricht 5 470 214,62 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/3811/757 gegeben.


(Redner: Die GRe Claudia Sommer-Smolik und Jürgen Wutzlhofer.)





Folgende 7 Anträge des Stadtsenats werden ohne Verhandlung angenommen:


Berichterstatterin: GRin Barbara Novak-Schild


(00025/2002-GJS, P 16) Die Subvention an die "Vereinigung für Filmausbildung in Wien - Filmschule Wien" zur Unterstützung der "Filmschule Wien" im Jahr 2002 laut Ma�gistratsbericht in der Höhe von 101 742 EUR (1 400 000 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist auf Haushaltsstelle 1/2720/757 gegeben.





Berichterstatterin: GRin Sandra Frauenberger


(00242/2002-GIF, P 2) Abschnitt I


(1) Den Personen, deren Bezüge mit Kundmachung der 17. Novelle zur Besoldungsordnung 1994 erhöht werden, 


gebühren - rückwirkend auf den 1. Jänner 2002 - Vorschüsse im Ausmaß dieser Erhöhung.


(2) Die Vorschüsse sind auf die mit Kundmachung der in Abs 1 genannten Novelle gebührenden erhöhten Bezüge anzurechnen.


(3) Von den Vorschüssen sind die KFA-Beiträge und die Pensionsbeiträge im gleichen Prozentausmaß einzubehalten, wie von den Bezugsteilen, zu denen die Vorschüsse gebühren.


(4) Die gemäß Abs 3 einbehaltenen Beiträge sind auf die mit Kundmachung der in Abs 1 genannten Novelle fällig werdenden KFA-Beiträge und Pensionsbeiträge anzurechnen.


Abschnitt II


(1) Den Personen, deren Bezüge mit Kundmachung der 13. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995 erhöht werden, gebühren - rückwirkend auf den 1. Jänner 2002 - Vorschüsse im Ausmaß dieser Erhöhung.


(2) Die Vorschüsse sind auf die mit Kundmachung der 13. Novelle zur Vertragsbedienstetenordnung 1995 gebührenden erhöhten Bezüge anzurechnen. 


(3) Von den Vorschüssen sind allfällige KFA-Beiträge im gleichen Prozentausmaß einzubehalten, wie von den Bezugsteilen, zu denen die Vorschüsse gebühren.


(4) Die gemäß Abs 3 einbehaltenen Beiträge sind auf die mit Kundmachung der in Abs 1 genannten Novelle fällig werdenden KFA-Beiträge anzurechnen.





Berichterstatterin: GRin Sonja Kato


(00120/2002-GIF, P 4) Die Subvention für das Jahr 2002 an den Verein "EfEU – Verein zur Erarbeitung feministischer Erziehungs- und Unterrichtsmodelle" in der Höhe von 26 787 EUR (368 594 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist im Voranschlag 2002 auf Haushaltsstelle 1/4692/757 gegeben. 


(00121/2002-GIF, P 5) Die Subvention für das Jahr 2002 an den Verein "Frauenforschung und weiblicher Lebenszusammenhang" in der Höhe von 52 542 EUR (723 000 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist im Voranschlag 2002 auf Haushaltsstelle 1/4692/757 gegeben. 


(00123/2002-GIF, P 6) Die Subvention für das Jahr 2002 an den Verein "Check-Art – Verein für feministische Medien und Politik" in der Höhe von 28 342,41 EUR (390 000 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist im Voranschlag 2002 auf Haushaltsstelle 1/4692/757 gegeben. 


(00126/2002-GIF, P 9) Die Subvention für das Jahr 2002 an den Verein "Orient Express – Beratungs-, Bildungs- und Kulturinitiative für Frauen" in der Höhe von 71 500 EUR (983 861,45 ATS) wird genehmigt. Die Bedeckung ist im Voranschlag 2002 auf Haushaltsstelle 1/4692/757 gegeben. 





Berichterstatter: GR Dr Kurt Stürzenbecher


(00296/2002-GIF, P 7) Der vorgelegte Entwurf einer Än-


derung des Statuts für die Unternehmung "Stadt Wien – �Wiener Wohnen" wird zum Beschluss erhoben.





(Schluss um 18.50 Uhr)
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